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Hintergrund 

Das Paket der Kommission zur legalen Migration: Anwerbung qualifizierter Fachkräfte aus Drittländern vom April 
2022 ist die nächste Etappe des Fahrplans für legale Einwanderung in die EU und Gegenstand dieser Studie. 
Das Paket umfasst drei Säulen: Erstens eine legislative Säule in Form der Neufassung zweier Richtlinien: Der 
Richtlinie über die kombinierte Erlaubnis und der Richtlinie über den langfristigen Aufenthalt. Ziel ist es, 
Migrationsverfahren zu vereinfachen und die Rechte von Arbeitsmigranten zu stärken. Zweitens ist eine 
operative Säule zur Unterstützung einer besseren Abstimmung zwischen Kompetenzen und Bedarf für die EU 
und die Partnerländer vorgesehen, in deren Rahmen Fachkräftepartnerschaften mit den Herkunftsländern und 
ein EU‑Talentpool zur besseren Abstimmung zwischen Arbeitgebern in der EU und Arbeitnehmern aus 
Drittstaaten entwickelt werden. Drittens umfasst das Paket eine zukunftsorientierte Säule mit sogenannten 
vorrangigen Handlungsschwerpunkten zur Auslotung von Möglichkeiten für eine mittel- bis langfristige legale 
Migration. Diese auszulotenden Möglichkeiten betreffen die Arbeitsmigration in den Bereichen Pflege und 
Betreuung, Jugend sowie Innovation. 

Ziele der Studie  

Ziel dieser Studie ist die Darlegung und Bewertung der Kommissionsvorschläge im Hinblick auf ihre 
Wirksamkeit, ihre Effizienz, ihre rechtliche und praktische Kohärenz sowie ihre Vereinbarkeit mit den 

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache: 
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739031/IPOL_STU(2022)739031_EN.pdf 

KURZFASSUNG 

In dieser Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 
des Europäischen Parlaments auf Ersuchen des LIBE-Ausschusses in Auftrag gegeben wurde, 
werden die Wirksamkeit, die Effizienz und die rechtliche und praktische Kohärenz des Pakets der 
Kommission zur legalen Migration aus dem Jahr 2022 sowie seine Vereinbarkeit mit den 
Grundrechten bewertet. Die Studie zeigt, dass es einer kohärenteren und ehrgeizigeren 
rechtebasierten Agenda für legale Migration bedarf. Bei den Bemühungen der EU um qualifizierte 
Fachkräfte aus Drittländern dürfen soziale Verpflichtungen, Klimawandel und nachhaltiges 
Wachstum nicht außer Acht gelassen werden. 

 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739031/IPOL_STU(2022)739031_EN.pdf
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Grundrechten. Zudem sollen fehlende rechtliche und politische Optionen ermittelt und alternative, eng mit 
den Vorschlägen verknüpfte Möglichkeiten aufgezeigt werden. 

Wichtigste Erkenntnisse 

Das Paket der Kommission zur legalen Migration ist ein wichtiger Schritt zur Stärkung des Besitzstands im 
Bereich der legalen Migration. Die eingehende Analyse des Pakets im Hinblick auf die Wirksamkeit, die Effizienz 
und die rechtliche und praktische Kohärenz der Vorschläge sowie ihre Vereinbarkeit mit den Grundrechten hat 
jedoch gezeigt, dass es noch Spielraum für Verbesserungen gibt.  

Es fehlt ein klares Narrativ hinsichtlich einer nachhaltigen rechtebasierten Migrationspolitik  

Die Kommission liefert starke Argumente für eine Arbeitsmigration aus demografischen, politischen und 
wirtschaftlichen Gründen. Eine sozial nachhaltige Politik müsste aus Querschnitts-Politikbereichen schöpfen, 
die im Zusammenhang mit dem allgemeinen Wohlergehen der Gesellschaft in den EU-Mitgliedstaaten und 
den Herkunftsländern stehen, und zwar sowohl aus heutiger Sicht, aber auch unter Berücksichtigung der 
Bedürfnisse künftiger Generationen. Nachhaltigkeit für Migranten aus Drittstaaten muss im Hinblick auf 
deren Rechte und Perspektiven definiert werden. Zwar sind Verbesserungen bei den Rechten und 
Perspektiven zu sehen, es könnte jedoch noch mehr getan werden. Sollten die Verbesserungen im Rahmen der 
interinstitutionellen Verhandlungen jedoch wieder zurückgenommen werden, würde die Agenda für soziale 
Nachhaltigkeit der europäischen Legislative stark in Frage gestellt.  

Die Kohärenz lässt sich auf allen Ebenen verbessern  

Die Kohärenz des Besitzstands im Bereich der legalen Migration könnte verbessert werden. Insbesondere 
die kürzlich angenommene Neufassung der Richtlinie über die Blaue Karte hat im Hinblick auf effiziente 
Verfahren, Verhältnismäßigkeit und individuelle Prüfungen sowie Rechte von Migranten, einschließlich der 
Rechte von Familienangehörigen und des Bleiberechts in der EU, weitaus mehr zu bieten. Die Kohärenz im 
Paket fehlt, da etwa die Fachkräftepartnerschaften nicht in kohärenter Weise in die Richtlinie über die 
kombinierte Erlaubnis integriert wurden.  

Es fehlen kohärente und rechtebasierte Schnittstellen zwischen Wegen für legale Migration und 
internationalem Schutz. Personen, die internationalen Schutz genießen, und Personen, die vorübergehenden 
Schutz genießen, sind weiterhin vom Geltungsbereich der Richtlinie über die kombinierte Erlaubnis 
ausgenommen, was zur Folge hat, dass das System inkohärent, ineffizient und nicht in dem Maße rechtebasiert 
ist, wie es gerne sein will. Ferner ließe sich die Kohärenz verbessern, indem Vertriebenen aus Drittstaaten 
Zugang zum Talentpool gewährt würde und Partnerschaften gezielt für diese Personengruppe entwickelt 
würden. Das von der Kommission in einigen EU-Mitgliedstaaten initiierte Talentpool-Pilotprojekt für 
ukrainische Flüchtlinge ist lobenswert. In der Studie wird jedoch betont, dass es Maßnahmen bedarf, mit denen 
die legale Beschäftigung von Ukrainerinnen und Ukrainern gewährleistet wird, sobald deren vorübergehender 
Schutz möglicherweise durch einen Beschluss des Rates aufgehoben wird oder der dreijährige Schutzzeitraum 
ausläuft. Die erfolgreiche Integration vieler vertriebener Ukrainerinnen und Ukrainer in den europäischen 
Arbeitsmarkt würde enden, sollte die Richtlinie über die Aufnahmebedingungen unverändert zur Anwendung 
kommen, da ihr Recht auf Zugang zum Arbeitsmarkt in diesem Fall möglicherweise erst einmal ausgesetzt 
würde.  

Das kohärente Zusammenwirken mit anderen Bereichen des EU-Rechts, wie etwa der Säule sozialer 
Rechte, ließe sich verbessern. In puncto Begrifflichkeiten, Bewusstsein für die sozialen Rechte von (illegal 
aufhältigen) Arbeitsmigranten aus Drittstaaten sowie Durchsetzung dieser Rechte bietet die Richtlinie über 
Sanktionen gegen Arbeitgeber und die Richtlinie über Saisonarbeitnehmer jeweils mehr als die 
vorgeschlagene Richtlinie über die kombinierte Erlaubnis. Durch eine Abstimmung des Besitzstands im Bereich 
der legalen Migration mit den sozialen Rechten, wie etwa der Richtlinie über transparente und verlässliche 
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Arbeitsbedingungen und der kürzlich angenommenen Mindestlohnrichtlinie, ließen sich die Effizienz und 
Wirksamkeit der Durchsetzung der sozialen Rechte sowie der Schutz von Arbeitsmigranten vor 
missbräuchlichen Arbeitsbeziehungen verbessern.  

Nutzung des Potenzials von bereits in der EU aufhältigen (Langzeit-)Pflegekräften 

In der Studie wird ebenfalls darauf hingewiesen, dass es gilt, das Potenzial von (Langzeit-)Pflegekräften, die 
bereits in der EU aufhältig sind, jedoch keine Aufenthaltsberechtigung besitzen, zu nutzen. Zu diesem Zweck 
könnten beispielsweise Bewerbungen aus dem Hoheitsgebiet der EU für Stellen als (Langzeit-)Pflegekraft oder 
für andere Stellen in von Fachkräftemangel betroffenen Bereichen gestattet werden. Viele illegal aufhältige 
Migranten ohne Papiere bieten Familien und älteren, hilfsbedürftigen Menschen in der EU Pflegedienste an. 
Und obgleich einige der Richtlinien über soziale Rechte auch für diese Migranten gelten, wissen die wenigsten 
um ihre Rechte; auch sind die Sicherheit ihres Aufenthalts und ihre Möglichkeiten zur 
Familienzusammenführung oder zum Erwerb eines Rechts auf längerfristigen Aufenthalt in der EU nicht 
garantiert. Sie verfügen über Kompetenzen im Pflegebereich, die stark nachgefragt sind, und die Pflegearbeit, 
die sie für Europäer in Jobs leisten, in denen Europäer nicht arbeiten möchten, sollte mit einem legalen 
Aufenthalt belohnt werden.  

Wege hin zu einer besseren Durchsetzung 

Die Kommission hätte Vertragsverletzungsverfahren zur Durchsetzung der Einhaltung der Rechtsvorschriften 
durch die Mitgliedstaaten einleiten können, hatte zu diesem Zweck aber auch die Möglichkeit, die beiden 
Richtlinien zu überarbeiten. Sie hat sich einstweilen für letztere Möglichkeit entschieden. In der Studie wird 
empfohlen, die Berichtspflichten der Mitgliedstaaten in den beiden Überarbeitungsvorschlägen zwecks 
besserer Überwachung und gegebenenfalls besserer Durchsetzung durch künftige Inanspruchnahme von 
Vertragsverletzungsverfahren auszuweiten.  

  



Zusammenfassung – Das EU-Paket zur legalen Migration 
 

    

 
 

 

Haftungsausschluss und Urheberrechtsschutz: Die hier vertretenen Auffassungen geben die Meinung der Verfasser wieder und 
entsprechen nicht unbedingt dem Standpunkt des Europäischen Parlaments. Nachdruck und Übersetzung – außer zu kommerziellen 
Zwecken – mit Quellenangabe sind gestattet, sofern das Europäische Parlament vorab unterrichtet und ihm ein Exemplar übermittelt wird. © 
Europäische Union, 2023  
 

Externe Verfasser: Prof. Tesseltje DE LANGE, Odysseus Network, Centre for Migration Law, Radboud-Universität 
  Prof. Elspeth GUILD, Odysseus Network, Queen Mary University of London 
 Prof. Ulrike BRANDL, Odysseus Network, Rechts- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät, Universität Salzburg 
 Dr. Lilian TSOURDI, Odysseus Network, Fakultät Rechtswissenschaften, Universität Maastricht 
 Dr. Johan DE KRUIJFF, Radboud-Universität 
 Sybren HARDIEK MSc, Radboud-Universität 
 Dr. Věra HONUSKOVÁ, Odysseus Network, Karls-Universität Prag 

 
Verwaltungsrätin (Forschung): Georgiana SANDU Editionsassistenz: Sandrine ELTZNER 
Kontakt: poldep-citizens@europarl.europa.eu  

 

Dieses Dokument ist auch online über folgende Website abrufbar: www.europarl.europa.eu/supporting-analyses 

PE 739.031 
IP/C/LIBE/FWC/2018-086/LOT 2/C2 

Druckfassung  ISBN 978-92-848-0246-3|  doi: 10.2861/726|  QA-07-23-109-DE-C 
PDF  ISBN 978-92-848-0244-9|  doi: 10.2861/23667|  QA-07-23-109-DE-N 
 

mailto:poldep-citizens@europarl.europa.eu
https://www.europarl.europa.eu/committees/de/supporting-analyses/sa-highlights

	Das EU-Paket zur legalen Migration – Auf dem Weg zu einem rechtebasierten Ansatz für die Anwerbung qualifizierter Fachkräfte aus Drittländern0F
	KURZFASSUNG
	In dieser Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des Europäischen Parlaments auf Ersuchen des LIBE-Ausschusses in Auftrag gegeben wurde, werden die Wirksamkeit, die Effizienz und die rechtliche und praktisc...
	Haftungsausschluss und Urheberrechtsschutz: Die hier vertretenen Auffassungen geben die Meinung der Verfasser wieder und entsprechen nicht unbedingt dem Standpunkt des Europäischen Parlaments. Nachdruck und Übersetzung – außer zu kommerziellen Zwecken...
	Verwaltungsrätin (Forschung): Georgiana SANDU Editionsassistenz: Sandrine ELTZNER

